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Das Versprechen für den ländlichen Raum muss eingelöst werden! 
 

Ein Verwaltungsgericht im ländlichen Raum. Das war die richtige Idee der Bayerischen 

Staatsregierung, im Rahmen ihrer Behördenverlagerungsoffensive. Freyung, Grafenau 

und Deggendorf schienen in der letzten Runde der Standortauswahl gesetzt. Allesamt 

kreisangehörige Städte. Nun die Kehrtwende: Offen debattieren die Parteien der Bayeri-

schen Staatsregierung nun über die kreisfreie Stadt Passau als möglichen Standort für 

das neue Verwaltungsgericht Niederbayern. Zum Nachteil des ländlichen Raums.  

 

„Es ist nicht nachvollziehbar, warum damit erneut eine Chance für den ländlichen Raum 

vergeben wird“, so der Präsident des Bayerischen Gemeindetags Dr. Uwe Brandl. „Stän-

dige Lippenbekenntnisse für gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt und Land bringen 

den ländlichen Raum nicht weiter. Es ist an der Zeit, ein deutliches Zeichen dafür zu 

setzen, dass der Verfassungsgrundsatz auch mit Leben erfüllt wird. Gerade auch in Nie-

derbayern gibt es infrastrukturell gut angebundene kreisangehörige Städte, Märkte und 

Gemeinden, die geeignet wären, Sitz des Verwaltungsgerichts Niederbayern zu werden.“  

 

Der Bayerische Gemeindetag fordert die Staatsregierung auf, ihren eigenen Grundsätzen 

Rechnung zu tragen und geeignete kreisangehörige Gemeinden als Standort für das Ver-

waltungsgericht Niederbayern in Betracht zu ziehen und die Parteipolitik bei der Entschei-

dung für das Land hintenanzustellen. Dies wäre ein klares Signal, dass der Verfassungs-

grundsatz für gleichwertige Arbeits- und Lebensverhältnisse in Stadt und Land ernst ge-

nommen wird. Und es wäre ein positives Zeichen für ganz Niederbayern, so Dr. Uwe 

Brandl. 

 


